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I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt vom 7.
August 2017 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beteiligten haben einander auch fÃ¼r das Berufungsverfahren keine Kosten
zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit nach dem Sozialgesetzbuch Sechstes Buch â�� Gesetzliche
Rentenversicherung (SGB VI). Umstritten ist insbesondere, ob bei der KlÃ¤gerin eine
Erwerbsminderung in rentenberechtigendem AusmaÃ� erst zu dem Zeitpunkt
vorgelegen hat, in dem die fÃ¼r einen Rentenanspruch erforderlichen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt waren oder bereits zu einem
frÃ¼heren Zeitpunkt bestanden hat.

Die 1975 in Jordanien geborene KlÃ¤gerin verfÃ¼gt Ã¼ber eine abgeschlossene
Berufsausbildung als Chemieingenieurin. Sie kam 2003 nach Deutschland und war
seitdem nicht mehr erwerbstÃ¤tig. Mit ihrem im Jahr 2013 verstorbenen Ehemann
hat sie drei gemeinsame Kinder, die alle in Deutschland geboren sind. Die Tochter
D. kam 2004 zur Welt, der Sohn E. 2007 und die Tochter F. 2013. Mit Bescheid vom
4. August 2014 merkte die Beklagte betreffend die Tochter D. den Zeitraum vom 1.
Juni 2004 bis 31. Mai 2007 als Kindererziehungszeit und fÃ¼r den Zeitraum vom 3.
Mai 2004 bis 16. Dezember 2013 BerÃ¼cksichtigungszeiten fÃ¼r Kindererziehung,
betreffend den Sohn E. den Zeitraum vom 1. Juni 2007 bis 31. Mai 2010 als
Kindererziehungszeit und fÃ¼r den Zeitraum vom 11. Mai 2007 bis 16. Dezember
2013 BerÃ¼cksichtigungszeiten fÃ¼r Kindererziehung und betreffend die Tochter F.
den Zeitraum vom 1. Juli 2013 bis 16. Dezember 2013 als Kindererziehungszeit und
fÃ¼r den Zeitraum vom 26. Juni 2013 bis 16. Dezember 2013
BerÃ¼cksichtigungszeiten fÃ¼r Kindererziehung vor. Seit dem 14. August 2014
bezieht die KlÃ¤gerin Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch â��
Sozialhilfe â�� (SGB XII) in Form von Hilfe zur Pflege, sowie seit September 2013
eine Witwenrente. Davor erhielt sie Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites
Buch- Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende- (SGB II), fÃ¼r die PflichtbeitrÃ¤ge zur
gesetzlichen Rentenversicherung entrichtet wurden. Am 16. Dezember 2013
beantragte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten die GewÃ¤hrung von Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit und legte mehrere Befundberichte ihrer
behandelnden Ã�rzte vor. Auf Veranlassung der Beklagten wurde sie daraufhin am
12. Juni 2014 von dem Facharzt fÃ¼r Neurologie Dr. med. H. untersucht. Dr. med.
H. diagnostizierte eine durchgÃ¤ngige Hemiparese links nach zwei SchlaganfÃ¤llen
im Jahr 2005, eine AnpassungsstÃ¶rung im Sinne einer verlÃ¤ngerten
Trauerreaktion, Folgen tiefer Beinvenenthrombosen und eine MigrÃ¤ne mit Auren
und stellte ein aufgrund dieser Erkrankungen aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen
fest. Dieses aufgehobene LeistungsvermÃ¶gen bestehe bei retrospektiver
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Betrachtung bereits seit dem Jahr 2005.

GestÃ¼tzt auf diese Leistungsbeurteilung lehnte die Beklagte den Rentenantrag
durch Bescheid vom 4. August 2014 unter Verweis auf die fehlenden
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r den Bezug einer Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit ab. Bei der KlÃ¤gerin bestehe zwar nach den
getroffenen medizinischen Feststellungen seit dem 28. Februar 2005 eine volle
Erwerbsminderung im Sinne des Gesetzes, allerdings sei die gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2
Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) erforderliche Wartezeit von fÃ¼nf Jahren
nicht erfÃ¼llt. In dem maÃ�geblichen 5-Jahreszeitraum vor dem Eintritt des
Versicherungsfalls seien lediglich 9 Kalendermonate mit PflichtbeitrÃ¤gen belegt, so
dass die fÃ¼r einen Rentenanspruch erforderliche Wartezeit von 60 Monaten nicht
erfÃ¼llt werde.

Gegen den ablehnenden Rentenbescheid vom 4. August 2014 erhob die KlÃ¤gerin
am 21. August 2014 Widerspruch und machte geltend, dass die Beklagte die
Kindererziehungszeiten nicht als Pflichtbeitragszeiten anerkannt habe. Insgesamt
seien bis zum 30. Juni 2016 insgesamt 108 Monate an Kindererziehungszeiten
anzuerkennen. Insoweit sei auch nicht verstÃ¤ndlich, wieso die Beklagte auf den
Zeitpunkt 28. Februar 2005 abstelle und nicht auf den Zeitpunkt der Antragstellung.

Mit Schreiben vom 2. Dezember 2014 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit, dass die
KlÃ¤gerin nach den Ã¤rztlichen Feststellungen bereits seit Februar 2005 nicht mehr
in der Lage gewesen sei, mindestens sechs Stunden tÃ¤glich unter den
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig zu sein und somit seit
diesem Zeitpunkt voll erwerbsgemindert sei. Dies sei der so genannte Leistungsfall
bis zu dem die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen vorliegen mÃ¼ssten.
Dies sei aber nicht der Fall, da bis zum Februar 2005 lediglich 9 auf die Wartezeit
anrechenbare Monate vorhanden seien. Nach dem Eintritt des Leistungsfalls der
Erwerbsminderung zurÃ¼ckgelegte rentenrechtliche Zeiten wÃ¼rden nicht zur
ErfÃ¼llung eines Anspruchs auf Rente wegen Erwerbsminderung nach Â§ 43 Abs. 2
SGB VI beitragen. Die allgemeine Wartezeit sei daher nicht erfÃ¼llt.

GestÃ¼tzt auf die AusfÃ¼hrungen im AufklÃ¤rungsschreiben vom 2. Dezember
2014 wies die Beklagte den klÃ¤gerischen Widerspruch durch
Widerspruchsbescheid vom 26. Juni 2015 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Die KlÃ¤gerin hat daraufhin am 30. Juli 2015 Klage vor dem Sozialgericht Darmstadt
erhoben und sich zur BegrÃ¼ndung auf ihren Vortrag im Widerspruchsverfahren
bezogen.

Im Rahmen eines Termins zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 22. Februar 2016 hat
die KlÃ¤gerin auf Nachfrage der Vorsitzenden ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, dass sie
sich seit dem Jahr 2005 Ã¼berhaupt nicht mehr in der Lage fÃ¼hle zu arbeiten.
Nach den SchlaganfÃ¤llen habe sie zunÃ¤chst im Rollstuhl gesessen und ihren
KÃ¶rper nicht mehr beherrschen kÃ¶nnen. Sie habe auch starke Probleme mit dem
GedÃ¤chtnis. Sie kÃ¶nne auch ihre Kinder nicht selbst betreuen. Seit 2005 habe sie
Hilfe von Verwandten gehabt, die nur durch einen Aufenthalt im Frauenhaus
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unterbrochen gewesen wÃ¤re. In dieser Zeit (im Frauenhaus) habe sie die Kinder
selbst betreut.

Die Beklagte hat mitgeteilt, dass die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
erstmals am 1. Mai 2009 erfÃ¼llt gewesen wÃ¤ren.

Das Sozialgericht hat zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhalts Befundberichte
der Klinik fÃ¼r neurologische Rehabilitation vom 1. April 2005, der Klinik fÃ¼r
Neurologie an der Johann Wolfgang Goethe- UniversitÃ¤t Frankfurt am Main vom
28. April 2005, 21. September 2005, 12. Juli 2007, sowie der Klinik fÃ¼r Innere
Medizin an der Johann Wolfgang Goethe- UniversitÃ¤t Frankfurt am Main vom 20.
April 2005 und 20. September 2006 eingeholt und die Krankenunterlagen der
HausÃ¤rzte Dr. med. G. und Dr. med. J., sowie die Akte des Hessischen Amtes fÃ¼r
Versorgung und Soziales beigezogen.

Im Anschluss daran hat das Sozialgericht Darmstadt von Amts wegen Beweis
erhoben durch Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens bei dem Facharzt
fÃ¼r Neurologie, Notfallmedizin und Intensivmedizin Dr. med. K. Der
SachverstÃ¤ndige hat in seinem Gutachten vom 4. Mai 2017 im Anschluss an eine
am vorherigen Tag erfolgte ambulante Untersuchung der KlÃ¤gerin einen Zustand
nach zweifachem Hirninfarkt mit linksseitiger spastischer Hemiparese,
gliedkinetischer Apraxie und Wernicke- MannÂ´scher GangstÃ¶rung, MigrÃ¤ne mit
Aura und eine StÃ¶rung aus dem depressiven Formenkreis diagnostiziert. Er ist zu
dem Ergebnis gelangt, dass das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin sowohl in
zeitlicher, als auch qualitativer Hinsicht auf unter 3 Stunden arbeitstÃ¤glich
herabgemindert sei und dieser Zustand seit dem Hirninfarkt im Mai 2005 bestehe.
Es sei auch Ã¤uÃ�erst unwahrscheinlich, dass diese Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit behoben werden kÃ¶nne.

GestÃ¼tzt auf diese Ermittlungen hat das Sozialgericht die Klage durch Urteil vom
7. August 2017 unter Bezugnahme auf die GrÃ¼nde der angefochtenen Bescheide
(Â§ 136 Abs. 3 SGG) abgewiesen.

Die KlÃ¤gerin hat gegen das ihr am 20. September 2017 zugestellte Urteil des
Sozialgerichts Darmstadt am 20. Oktober 2017 Berufung eingelegt. Sie verfolgt ihr
Rentenbegehren weiter und verweist darauf, dass ihrer Ansicht nach der
Leistungsfall erst nach Ablauf der allgemeinen Wartezeit eingetreten sei.

Die KlÃ¤gerin beantragt (sinngemÃ¤Ã�),
das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt vom 7. August 2017 aufzuheben und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 4. August 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. Juni 2015 zu verurteilen, ihr fÃ¼r die Zeit ab
Antragstellung (16. Dezember 2013) Rente wegen voller Erwerbsminderung zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Sie sieht sich in ihrer Auffassung durch das erstinstanzliche Urteil bestÃ¤tigt.

Auf Anfrage des Vorsitzenden haben sich die Beteiligten Ã¼bereinstimmend mit
einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten sowie zur ErgÃ¤nzung des Sach-
und Streitstands im Ã�brigen wird Bezug genommen auf die gewechselten
SchriftsÃ¤tze sowie auf den Inhalt der die KlÃ¤gerin betreffenden Rentenakten der
Beklagten.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte den vorliegenden Rechtsstreit gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 in
Verbindung mit Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung durch Urteil entscheiden, weil die Beteiligten ihr EinverstÃ¤ndnis
hierzu erteilt haben.

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist insbesondere form- und fristgerecht eingelegt
sowie statthaft (Â§ 151 Abs. 1 und Â§Â§ 143, 144 SGG).

Sie ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt vom 7.
August 2017 ist im Ergebnis nicht zu beanstanden. Der angefochtene Bescheid der
Beklagten 4. August 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Juni
2015 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Sie hat
gegen die Beklagte keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller
oder teilweiser Erwerbsminderung, weil die gesetzliche Wartezeit nicht erfÃ¼llt ist.

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 und 2 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) haben
Versicherte bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze einen Anspruch auf Rente
wegen teilweiser bzw. voller Erwerbsminderung, wenn sie

1. teilweise bzw. voll erwerbsgemindert sind,

2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und

3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Teilweise erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI Versicherte,
die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Voll erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã�
Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI demgegenÃ¼ber Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein. Voll erwerbsgemindert sind nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 3 SGB VI
auch

                             5 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/124.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html


 

1. Versicherte nach Â§ 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI, die wegen Art oder Schwere der
Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tÃ¤tig sein kÃ¶nnen, und

2. Versicherte, die bereits vor ErfÃ¼llung der allgemeinen Wartezeit voll
erwerbsgemindert waren, in der Zeit einer nicht erfolgreichen Eingliederung in den
allgemeinen Arbeitsmarkt.

Erwerbsgemindert ist der Vorschrift des Â§ 43 Abs. 3 SGB VI zufolge nicht, wer unter
den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Die fÃ¼r eine Rente wegen Erwerbsminderung erforderliche allgemeine Wartezeit
im Sinne des Â§ 43 Abs. 1 und 2 Nr. 3 SGB VI ist gemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 1 SGB VI
erfÃ¼llt, wenn vor Eintritt der Erwerbsminderung eine Versicherungszeit von fÃ¼nf
Jahren zurÃ¼ckgelegt ist. Versicherte, die bereits vor ErfÃ¼llung der allgemeinen
Wartezeit voll erwerbsgemindert waren und seitdem ununterbrochen voll
erwerbsgemindert sind, haben gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 6 SGB VI Anspruch auf Rente
wegen voller Erwerbsminderung, wenn sie die Wartezeit von 20 Jahren erfÃ¼llt
haben.

Hiervon ausgehend hat die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer
Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung. Die KlÃ¤gerin ist zwar
aufgrund bestehender gesundheitlicher EinschrÃ¤nkungen des neurologischen
Fachgebietes auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 3 Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein und somit voll erwerbsgemindert im Sinne der genannten
gesetzlichen Bestimmung. Allerdings war die fÃ¼r einen Rentenanspruch
erforderliche Wartezeit nicht erfÃ¼llt.

Zwar hat die KlÃ¤gerin zum Zeitpunkt der Beantragung der Rente im Dezember
2013 unter BerÃ¼cksichtigung der von ihr zurÃ¼ckgelegten Beitragszeiten
unstreitig die Wartezeit gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 und 2 Nr. 3 i. V. m. Â§ 50 Abs. 1 SGB
VI erfÃ¼llt. Ihr Rentenbegehren scheitert aber daran, dass der Leistungsfall der
vollen Erwerbsminderung bereits zu einem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die
fÃ¼r den Rentenanspruch notwendige Wartezeit noch nicht erfÃ¼llt war.
Ausweislich des zwischen den Beteiligten unstreitigen Versicherungsverlaufs sind
im maÃ�geblichen 5-Jahreszeitraum vor dem Eintritt der Erwerbsminderung nur 9
statt der gesetzlich geforderten 60 Wartemonate zurÃ¼ckgelegt worden. Diese
waren erstmalig am 1. Mai 2009 erfÃ¼llt. Zu diesem Zeitpunkt war die KlÃ¤gerin
jedoch bereits voll erwerbsgemindert.

Im Vordergrund steht dabei die aufgrund der Hirninfarkte erlittene Hemiparese mit
den dadurch verbundenen EinschrÃ¤nkungen, wie sie durch die in groÃ�er Zahl
vorliegenden Ã¤rztlichen Befundberichte und Krankenhausentlassungsberichte,
sowie die Gutachten der SachverstÃ¤ndigen Dr. med. H. vom 12 Juni 2014 und Dr.
med. K. vom 4. Mai 2017 festgestellt worden sind. Danach hat die KlÃ¤gerin am 11.
Februar 2005 einen Hirninfarkt im Mediastromgebiet links mit Hemiparese links
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erlitten. Im Verlauf der stationÃ¤ren Behandlung kam es weiterhin zu einem
Verschluss der Arteria Fermoralis und der Arteria femoralis profunda rechts.
Aufgrund der zu diesem Zeitpunkt erheblich ausgeprÃ¤gten Hemiparese erfolgte
eine vierwÃ¶chige stationÃ¤re Rehabilitationsbehandlung in der eine deutliche
Besserung der Symptomatik erreicht werden konnte. Aufgrund eines weiteren
Hirninfarktes im Stromgebiet der Arteria cerebri media rechts befand sich die
KlÃ¤gerin bis Juni 2005 wiederum in stationÃ¤rer Behandlung, im Rahmen derer
eine umfangreiche Diagnostik durchgefÃ¼hrt wurde, die zu keinem eindeutigen
Ergebnis fÃ¼hrte. Unter dauerhafter Medikamentengabe erfolgte eine Stabilisierung
des Zustandes. Die KlÃ¤gerin wurde am 7. Juni 2005 arbeitsunfÃ¤hig entlassen. Zu
diesem Zeitpunkt wurde eine brachiofazialbetonte Hemiparese links mit Kraftgrad
2-3/5 distal und 3-4/5 proximal am linken Arm, eine ausgeprÃ¤gte
FeinmotorikstÃ¶rung der linken Hand, eine deutliche EinschrÃ¤nkung der kognitiven
LeistungsfÃ¤higkeit und eine Kraftminderung am linken Bein diagnostiziert.
Ausgehend von diesem Krankheitsverlauf, wie er durch die Vielzahl der Ã¤rztlichen
Behandlungsberichte und medizinischen Gutachten im Detail auch dokumentiert
wird, steht zur Ã�berzeugung des Senats fest, dass die durch die Hirninfarkte
verursachten gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen das LeistungsvermÃ¶gen der
KlÃ¤gerin spÃ¤testens seit April 2005 nicht nur in qualitativer Hinsicht
eingeschrÃ¤nkt, sondern es auch quantitativ â�� d. h. in zeitlicher Hinsicht â�� in
rentenmaÃ�geblichem Umfang herabgemindert haben. Hingegen ist ein erst "mit
ErfÃ¼llung der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen" im Jahr 2013
eingetretener Leistungsfall der vollen Erwerbsminderung â�� wie von der KlÃ¤gerin
angenommen wird â�� anhand der vorliegenden medizinischen Unterlagen nicht
begrÃ¼ndbar, da die Ã�rzte teilweise sogar von einer leichten Verbesserung der
Beschwerden berichtet haben.

Die die Erwerbsminderung begrÃ¼ndenden Beschwerden sind allesamt auf die
beiden erlittenen Hirninfarkte zurÃ¼ckzufÃ¼hren und sind seit April 2005 im
Wesentlichen unverÃ¤ndert geblieben. Die KlÃ¤gerin ist daher bereits seit April
2005 auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande gewesen, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 3 Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein. Eine Erwerbsminderung auf "nicht absehbare Zeit" im Sinne
des Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 SGB VI liegt vor, wenn eine
rentenrelevante LeistungseinschrÃ¤nkung Ã¼ber einen Zeitraum von mehr als 6
Monaten besteht. Dies folgt im RÃ¼ckschluss aus der Regelung des Â§ 101 Abs. 1
SGB VI, wonach befristete Renten wegen voller Erwerbsminderung nicht vor dem
Beginn des 7. Kalendermonats nach dem Eintritt der Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit zu leisten sind. Bei einer weniger als 6 Monate andauernden
LeistungseinschrÃ¤nkung handelt es sich hingegen um ein vorÃ¼bergehendes
Leistungshindernis im Sinne eines Behandlungsleidens ohne erwerbsmindernden
Dauereinfluss, dessen Absicherung in den Risikobereich der Gesetzlichen
Krankenversicherung fÃ¤llt. Insoweit dient die Regelung des Â§ 43 Abs. 1 und 2 Satz
2 i.V.m. Â§ 101 SGB VI nach der gesetzgeberischen Intention der Risikoverteilung
zwischen der Gesetzlichen Krankenversicherung und der Gesetzlichen
Rentenversicherung (BT-Drucks. 11/4124, S. 176). Das gesundheitsbedingte
UnvermÃ¶gen, eine ErwerbstÃ¤tigkeit auf nicht absehbare Zeit ausÃ¼ben zu
kÃ¶nnen, ist ein objektives Merkmal der Erwerbsminderung und somit

                             7 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/101.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/101.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/101.html
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drucks.%2011/4124#Seite=176


 

Voraussetzung fÃ¼r den Rentenanspruch (BSG, Urteil vom 23. MÃ¤rz 1977 â�� 4 RJ
49/76 â�� juris). Bei der Beurteilung, ob eine Leistungsminderung auf nicht
absehbare Zeit vorliegt, ist eine rÃ¼ckschauende, d. h. retrospektive
Betrachtungsweise zum Zeitpunkt der Entscheidung der Beklagten Ã¼ber den
Rentenantrag bzw. zum Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung geboten (BSG,
Urteil vom 23. MÃ¤rz 1977 â�� 4 RJ 49/76 â�� juris). Dem steht nicht entgegen,
dass vor dem Ablauf von 6 Monaten mÃ¶glicherweise noch nicht feststeht, ob ein
Leistungshindernis nur vorÃ¼bergehend oder auf Dauer besteht. Insofern kann die
Sache wÃ¤hrend der ersten 6 Monate einer Leistungsminderung ggf. noch nicht
entscheidungsreif sein. Wird aber retrospektiv festgestellt, dass die
Leistungsminderung bzw. LeistungsunfÃ¤higkeit tatsÃ¤chlich lÃ¤nger als 6 Monate
angedauert hat, so ist der Leistungsfall der Erwerbsminderung ab dem Beginn der
Leistungsminderung bzw. LeistungsunfÃ¤higkeit eingetreten, unabhÃ¤ngig davon,
ob seinerzeit Aussicht auf Behebung der Leistungsminderung bestanden hat (BSG,
Urteil vom 23. MÃ¤rz 1977 â�� 4 RJ 49/76 â�� juris). Die prognostisch zu
beurteilende Aussicht auf Behebung der Erwerbsminderung hat dabei lediglich
Auswirkungen fÃ¼r die Dauer der RentengewÃ¤hrung (Â§ 102 Abs. 2 SGB VI), nicht
aber fÃ¼r den Eintritt des Leistungsfalls der Erwerbsminderung (BSG a.a.O.). Von
diesem MaÃ�stab ausgehend hat die Beklagte vorliegend zu Recht einen
spÃ¤testens im April 2005 eingetretenen Leistungsfall der vollen Erwerbsminderung
angenommen. Seit diesem Zeitpunkt ist das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin
infolge ihrer neurologischen Ausfallerscheinungen sowohl in qualitativer, als auch
quantitativer in rentenmaÃ�geblichem Umfang dauerhaft eingeschrÃ¤nkt. Denn die
KlÃ¤gerin ist aufgrund der schweren FunktionseinschrÃ¤nkung der linken
KÃ¶rperseite mit neurologischen Ausfallerscheinungen auf Dauer nicht mehr in der
Lage, TÃ¤tigkeiten im zeitlichen Umfang von mehr als 3 Stunden arbeitstÃ¤glich
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes zu verrichten.
Eine durchgreifende Befundbesserung bis zum Zeitpunkt der Entscheidung des
Senats ist nicht nachgewiesen. Der SachverstÃ¤ndige Dr. med. K. hat am 4. Mai
2017 eine distal betonte spastische Hemiparese mit dystoner Fehlstellung der
linken Hand im Sinne eines massiven Ã�berwiegens der Hand â�� und Fingerbeuger
festgestellt. Die FuÃ�inversion und â��adduktion links war ebenfalls dyston mit
einer beginnenden Kontraktur, was zu einem Wernicke- MannÂ´schen Gangbild
fÃ¼hrte und den Gang insgesamt unsicher und langsam erscheinen lieÃ�. Dieser
Befund deckt sich mit den Vorbefunden aus den behandelnden Kliniken und auch
mit der Untersuchung durch Dr. med. H. Der Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin hat
sich damit nicht wesentlich verÃ¤ndert, sondern ist nahezu gleich geblieben. In den
Verlaufsberichten der Neurologischen Klinik der Johann Wolfgang Goethe
UniversitÃ¤t Frankfurt am Mai ist seit April 2005 eine durchgehend bestehende
Hemiparese mit KribbelparÃ¤sthesien und FeinmotorikstÃ¶rungen der linken Hand
befundet worden. In sÃ¤mtlichen Verlaufskontrollen wurden gesteigerte
Muskeleigenreflexe der linken Seite und eine distal betonte KG 4 Parese der linken
Seite mit spastischer TonuserhÃ¶hung festgestellt, so dass von den Ã�rzten ein
stabiler neurologischer Verlauf beschrieben wurde. Im Jahr 2007 wurde darÃ¼ber
hinaus von erheblichen psychosozialen Problemen berichtet. Auch in den
Befundberichten des Reha- Zentrums Bad Orb vom 4. April 2007 und 27. Juni 2005
ist beschrieben, dass eine arm- und distal betonte Hemiparese links vom Kraftgrad
2-3-4/5 im Vordergrund stand und es der KlÃ¤gerin schwer fiel, den Arm
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Ã¼berhaupt zu heben, bzw. mit der linken Hand etwas zu greifen. Die Koordination
zeigte sich gestÃ¶rt und das Gangbild wurde jeweils als unsicher beschrieben,
zumal aufgrund eines Beckenhochstandes rechts und einer schlechten
Rumpfhaltung eine massive SturzgefÃ¤hrdung vorlag. Neben den kÃ¶rperlichen
EinschrÃ¤nkungen wurden auch StÃ¶rungen in den Bereichen Aufmerksamkeit,
Exekutivfunktionen und GedÃ¤chtnis festgestellt, was insgesamt dazu fÃ¼hrte,
dass die KlÃ¤gerin seinerzeit im arbeitsunfÃ¤higen Zustand in die ambulante
Behandlung entlassen, gleichzeitig aber auch schon ein Antrag auf
Schwerbehinderung gestellt wurde. Dieses Beschwerdebild hat sich auch im
weiteren Verlauf nicht wesentlich verÃ¤ndert. Der in die ambulante Behandlung der
KlÃ¤gerin eingebundene Neurologe Dr. med. L. hat am 3. September 2005 und am
8. MÃ¤rz 2006 berichtet, dass die ambulante Kranken- und Ergotherapie bislang
keinen Erfolg gebracht hat und es seit Februar 2006 sogar zu einer Zunahme der
ParÃ¤sthesien der linken KÃ¶rperhÃ¤lfte gekommen ist. Beim Gang zeigte sich eine
Circumduktion links und reduzierte Mitbewegungen des linken Armes bei
bestehender Hemiparese links. Weiterhin beschrieb er eine FuÃ�randheberparese
links und ein Absinken im Armhalteversuch links. ZusÃ¤tzlich hat Dr. med. L. am 28.
September 2005 eine depressive Verstimmung mit Schlaf- und AppetitstÃ¶rung,
Ã�ngstlichkeit und eine reduzierte SchwingungsfÃ¤higkeit diagnostiziert, die seiner
Ansicht nach auch behandlungsbedÃ¼rftig war. Auch der Hausarzt der KlÃ¤gerin
Dr. med. J. hat im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens bezÃ¼glich der
Feststellung eines Grades der Behinderung wiederkehrend bescheinigt, dass die
KlÃ¤gerin seit ihren SchlaganfÃ¤llen dauerhaft unter einer erheblichen
Gehbehinderung leidet und nur ganz kleine Strecken mit Hilfe einer StÃ¼tze gehen
kann. DarÃ¼ber hinaus bestÃ¤tigte er die bereits wÃ¤hrend der stationÃ¤ren
Aufenthalte der KlÃ¤gerin im UniversitÃ¤tsklinikum Frankfurt am Main und des
Reha- Zentrums Bad Orb beschriebenen neurologischen Ausfallerscheinungen. Trotz
intensiver therapeutischer BemÃ¼hungen konnte keine durchgreifende
Befundverbesserung erzielt werden. Dies hat die KlÃ¤gerin anlÃ¤sslich der
mÃ¼ndlichen Verhandlung am 22. Februar 2016 vor dem Sozialgericht Darmstadt
auch selbst bestÃ¤tigt und ausgefÃ¼hrt, dass sie sich seit 2005 nicht mehr in der
Lage gefÃ¼hlt habe, wieder zu arbeiten. Weiterhin schilderte sie auch, dass sie die
Betreuung ihrer Kinder nicht allein wahrnehmen konnte und sie seit 2005 stets Hilfe
von Verwandten und Bekannten, sowie eine vom Sozialamt bezahlte Haushaltshilfe
hatte.

Nach dem aktenkundigen Ã¤rztlichen Berichtswesen und der eigenen
EinschÃ¤tzung der KlÃ¤gerin, die sich mit den Ã¤rztlichen Feststellungen deckt, ist
davon auszugehen, dass die KlÃ¤gerin seit Abschluss der
RehabilitationsmaÃ�nahme dauerhaft arbeitsunfÃ¤hig war und dass die
BeeintrÃ¤chtigungen, welche die Annahme eines unter dreistÃ¼ndigen
LeistungsvermÃ¶gens gerechtfertigt haben, unverÃ¤ndert weiter bestanden haben.
Den anamnestischen Angaben des Betroffenen kommt im Rahmen der
sozialmedizinischen Bewertung der LeistungsfÃ¤higkeit ein nicht ganz unbedeuteter
Stellenwert zu. Soweit sich die subjektiven Angaben mit den Ã¤rztlichen
Feststellung decken, spricht insoweit nichts dagegen, diese ebenfalls als Grundlage
der Leistungsbewertung einzubeziehen.
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Bei der im Rahmen der Beurteilung des Leistungsfalls gebotenen retrospektiven
Betrachtung des Krankheitsverlaufs zum Zeitpunkt der Entscheidung der Beklagten
Ã¼ber den maÃ�geblichen Rentenantrag hat somit seit April 2005 eine anhaltende
ArbeitsunfÃ¤higkeit bestanden, die in eine dauerhafte Leistungsminderung
Ã¼bergegangen ist. Dies entspricht auch der Leistungsbeurteilung der beauftragten
SachverstÃ¤ndigen Dr. med. K. und Dr. med. H.

Soweit die KlÃ¤gerin nunmehr der Auffassung ist, ihre LeistungsfÃ¤higkeit sei erst
im Jahr 2013 dauerhaft aufgehoben gewesen, so findet sich fÃ¼r diese Annahme
keine objektivierbare StÃ¼tze. Diese subjektive EinschÃ¤tzung steht im
offensichtlichen Widerspruch zu den aktenkundigen Behandlungsberichten sowie
den gutachterlichen AusfÃ¼hrungen und ist wohl eher vor dem Hintergrund ihres
Rentenbegehrens zu sehen.

Daher ist der Leistungsfall aufgrund der im Einzelnen dargelegten ErwÃ¤gungen im
April 2005 und somit zu einem Zeitpunkt eingetreten, in dem die Wartezeit fÃ¼r
den Bezug einer Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit noch nicht erfÃ¼llt
war. Ist die Erwerbsminderung aber vor der ErfÃ¼llung der
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen eingetreten, besteht grundsÃ¤tzlich kein
Anspruch auf eine Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit (Gabke in juris-PK
SGB VI, Â§ 43 RdNr. 45; Senatsurteil vom 25. MÃ¤rz 2011 â�� L 5 R 203/09; LSG
Baden-WÃ¼rttemberg vom 23. August 2011 â�� L 13 R 5780/09).

FÃ¼r eine (rechtlich) relevante Besserung des LeistungsvermÃ¶gens mit
nachfolgendem erneuten Leistungsfall bestehen nach den aktenkundigen
Ã¤rztlichen Berichten und der eingeholten Gutachten ebenfalls keine
Anhaltspunkte. Ausgehend von den aktenkundigen Behandlungsbefunden bestand
durchgehend seit April 2005 ein aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen.

Der Senat hÃ¤lt den Sachverhalt angesichts des in der Vergangenheit liegenden
Zeitpunkts des Leistungsfalls, der eindeutigen Befundlage und der lÃ¼ckenlos
dokumentierten Krankheitsgeschichte sowie der von Dr. med. K. im Gutachten vom
4. Mai 2017 eindeutig getroffenen medizinischen Feststellungen keine Veranlassung
fÃ¼r weitere Ermittlungen von Amts wegen. Neue und bislang unberÃ¼cksichtigt
gebliebene medizinische Gesichtspunkte, die den geltend gemachten Anspruch
stÃ¼tzen kÃ¶nnten, sind von der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren nicht
vorgetragen worden, so dass sich der Senat nicht zu weiteren Ermittlungen von
Amts wegen gedrÃ¤ngt fÃ¼hlen musste.

Nach alledem steht zur Ã�berzeugung des Senats fest, dass der Leistungsfall der
vollen Erwerbsminderung vorliegend bei der gebotenen retrospektiven
Betrachtungsweise bereits zu einem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die fÃ¼r den
Rentenanspruch erforderliche Wartezeit nicht erfÃ¼llt war. Denn in dem
maÃ�geblichen Zeitraum vom MÃ¤rz 2000 bis April 2005 sind in dem von der
Beklagten vorgelegten Versicherungsverlauf nur 9 Monate mit Pflichtbeitragszeiten
belegt. Erst bei Annahme eines nach dem 1. Mai 2009 eingetretenen Leistungsfalls
wÃ¤re die Wartezeit erfÃ¼llt. Zu diesem Zeitpunkt war die KlÃ¤gerin jedoch â�� wie
bereits ausgefÃ¼hrt â�� bereits voll erwerbsgemindert. Die nach dem Eintritt eines
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Leistungsfalls zurÃ¼ckgelegten Pflichtbeitragszeiten sind ohne Bedeutung, so dass
die nach April 2005 von der KlÃ¤gerin erworbenen PflichtbeitrÃ¤ge ohne Relevanz
fÃ¼r den geltend gemachten Rentenanspruch sind.

Der Nachweis weitergehender, im Versicherungsverlauf nicht dokumentierter
Anrechnungszeiten ist nicht ersichtlich. Eine vorzeitige ErfÃ¼llung der Wartezeit
nach Â§ 53 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB VI liegt ebenfalls nicht vor, da die Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit vorliegend nicht infolge eines Arbeitsunfalls oder einer
Berufskrankheit eingetreten ist und auch sonst keine der in Â§ 53 Abs. 1 S. 1 SGB VI
genannten Fallkonstellationen vorliegen.

Im Ergebnis hat dies zur Folge, dass die von der KlÃ¤gerin in der Zeit ab April 2005
zu berÃ¼cksichtigenden Anrechnungszeiten nicht auf die allgemeine Wartezeit von
60 Kalendermonaten angerechnet werden kÃ¶nnen. Einen Anspruch auf Rente
wegen Erwerbsminderung kann sie deshalb allenfalls nach MaÃ�gabe des Â§ 43
Abs. 6 SGB VI erwerben. Die insoweit erforderliche Wartezeit von 20 Jahren ist
ebenfalls nicht erfÃ¼llt.

Die Berufung der KlÃ¤gerin konnte daher im Ergebnis unter keinem denkbaren
rechtlichen Gesichtspunkt zum Erfolg fÃ¼hren.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht erfÃ¼llt sind.

Erstellt am: 23.11.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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